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Inſerate werden billigſt berechnet. — Reclamakionen, wenn unverſiegelt, find portofrei. 


Denn nicht die durch feſte Normen begrenzten öffentlichen 

Inhalt. Rechte, ſondern die dem Ermeſſen der Adminiſtration auheimgegebenen 

a 15 t Anfprüche der Einzelnen gegenüber der Geſammtheit wären da Gegen— 
Bemerkungen über das Verhältniß von Reichsgericht zu Verwal⸗ | fand dieſes Organes und dasſelbe hätte nicht eine Rechtscontrole, 
„ DEN SHE ERBE: nicht eine ſtrenge Prüfung nach Rechtsnormen zu itben, ſondern nach 
Mittheilungen aus der Praxis: „Billigkeit“, neben der eben das Recht nur ſolange, als es 
Entſchädigungsanſprüche wegen erlittener Wildſchäden müſſen bei der politiſchen Be⸗ nicht unbillig iſt, beſtehen kann, zu entſcheiden. Klage⸗ und Beſchwerde⸗ 
5 115 ge B hdi del bebt f M F bene in Song recht = die entſcheidenden Merkmale des Verwaltungs- und Verwal⸗ 
Y Yen ein ofizeifiches Verbot mit den Rechtefelgen des $ 7 der kaiſerl. Verordnung tungsrechtsweges — werden in den Motiven vermengt und obſchon 


vom 20. April 1854, R. ©. Bl. Nr. 96 zu erlaſſen. (Alinea 45, Motive) von einer Klage in Fällen des Art. 3. lit. a 
Verordnungen. des Staatsgrundgeſetzes über die Einſetzung eines Reichsgerichtes vom 
Perſonalien. 21. December 1867. R. G. Bl. Nr. 143 und von einer Beſchwerde 
Erledigungen. im Falle Art. 3, lit. b des Geſetzes (Alin. 48 ff., Motive) die Rede 


iſt, wird doch das Reichsgericht für dieſe grundſätzlich verſchiedenen 
Fälle als Schiedsgericht über. Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes 
hingeſtellt. (Aiu. 20, Motive.) Das Reichsgericht der Verfaſſung vom 
Jahre 1849 (§ 106), welches als Vorbild galt, hat viel klarer dieſe 
beiden Functionen auseinandergehalten und die Competenz beſſer prä⸗ 
ciſirt. Es iſt daher wohl nicht zu wundern, daß ein auf Grund ſo 
unklarer Anſchauungen errichtetes Organ nach keiner Seite hin be⸗ 
friedigen kann. 

Ich ſtimme darum vollkommen mit den erwähnten Auseiuander⸗ 
ſetzungen des Herru von Roſas darin überein, daß es jetzt nicht bloß 
gilt, die Verwaltungsgerichtsbarkeit zu ſchaffen und deren Competenz 
feſtzuſtellen, ſondern gleichzeitig auch die ergänzende, reſp. beſſernde 
Hand an jene Staatsgrundgeſetze zu legen, welche von der Competenz 
des Reichsgerichtes handeln. 

Ebenſo harmonire ich mit deſſen Auseinanderhaltung der dreier⸗ 
lei Functionen des Reichsgerichtes als Competenzgerichtshof, als 
Schiedsgericht und als richterliches Organ bei Verletzung politiſcher 
Rechte, welche Auseinanderhaltung nothwendig erſcheint, um nicht, wie 
es leider weder zur Stärkung des Anſehens des Reichsgerichtes, noch 
zur Mehrung der Achtung der Regierung geſchah, zu dem Mißver⸗ 
ſtändniß zu gelangen, daß das Reichsgericht ſeine Competenz über⸗ 
ſchritten oder die Regierung deſſen Entſcheidung nicht geachtet habe. 

Ebenſo acceptire ich als ganz richtig die Nachweiſung, daß in 
der Kette der Anſprüche aus dem Titel des öffentlichen Rechtes die⸗ 
jenigen mangeln, welche ſich auf die Anſprüche des Staates oder Landes 
an Einzelne beziehen (Art. 3, lit. a des Geſetzes vom 21. December 
1867. R. G. Bl. Nr. 143.) 

Das Beſtreben, das Reichsgericht zu entlaſten, ſeine Competenz 
klar zu ſtellen, endlich als vollkommen berechtigt anerkennend, muß ich 
aber ganz entſchieden gegen die Vorſchläge des Verfaſſers (zu Art. 3 
lit. a) mich erklären ). 


Bemerkungen über das Berhältniß von Reichsgericht 
zu Berwaltungsgerichtsbarkeit. 
Von Dr. Karl von Kißling. 
J. 


In Nr. 27, 28 und 29 de 1872 der allgem. öſterr. Gerichts⸗ 
zeitung ſind unter dem Titel: „Reichsgericht und Verwaltungsgerichts⸗ 
hof“ theils kritiſche Gloſſen über die Praxis des Reichsgerichtes, theils 
Vorſchläge bezüglich der Verwaltungsgerichtsbarkeit vom Herrn Finanz⸗ 
rathe Dr. von Roſas veröffentlicht worden, zu welchen mir geſtattet 
fein möge, im Intereſſe der Klärung der Geſichtspunkte bevorſtehen⸗ 
der Reformen auf dem Gebiete der Rechtſprechung in Verwaltungs⸗ 
ſachen einige Bemerkungen zu machen. 


Bei der Creirung des Reichsgerichtes war man ſich, wie es 
ſcheint, nicht ganz klar, was dieſes Organ ſein ſolle. Mit den wider⸗ 
ſpruchsvollen Worten (Ulmen 4 des Berichtes des Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuſſes) „daß dort, wo es ſich um Fragen des öffentlichen Rechtes 
handelt — wo das Recht der Einzelnen nicht durch fefte Normen 
abgegrenzt iſt, ſondern dehnbaren Rückſichten auf das gemeine 
Beſte, wandelbaren Anſichten über Nothwendigkeit und Nüslichfeit 
gegenüberſteht, wo die wichtigſten politiſchen Rechte der Staatsbürger 
in ihrer Durchführung und Wirkſamkeit den Entſcheidungen der ad⸗ 
miniſtrativen Organe des Staates anheimgegeben find, oder wo ſich 
der Staat durch Ordonnanzen entſchlagen kann, ohne ſich der Belan⸗ 
gung vor dem ordentlichen Richter auszuſetzen — dort iſt der Schutz 
eines richterlichen Organes nöthig, welches durch feine hohe Stellung. 
ſeine Unabhängigkeit und Unbefaugenheit die möglichſte Gewähr bietet, 
daß auch in ſolchen Fällen nicht die arbiträre Gewalt der Admini⸗ 
ſtration, ſondern Recht und Billigkeit zur Geltung kommen 
werden“, — motivirte man die Errichtung desſelben, ohne zu prüfen, 
daß aus dieſen Gründen niemals die Nothwendigkeit eines richter⸗ 
lichen Organes hervorgehen könne. 


) Die Redaction 5 es für die beſſere Einſicht in die beiderſeitigen Mei⸗ 
nungen dienlich, die hier bekämpften Auseinanderſetzungen der „Gerichts⸗Jeitung“ 
dem Wortlaute nach anzuführen. 

Zum Art. 3 lit. a des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, N. G. Bl. 
Nr., 143, ſchreibt dort Herr v. Roſas: ; 

„Anſprüche Einzelner an die Geſammtheit (Staat oder Land), welche vom 
ordentlichen Rechtswege ansgeſchloſſen find, dieſe gehören vor das Reichsgericht. 
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Derſelbe findet es nämlich unthunlich und unzuläſſig, daß das 
Reichsgericht mit jeder Art von Anſprüchen eines händelſüchtigen Bür- 


Ju der Auslegung des hier vorkommenden Begriffes „Anſprüche“ muß man 
wohl einigermaßen vorſichtig zu Werke gehen, will man nicht die gauze Indicatur des 
Verwaltungsgerichkshofes von vorneherein über den Haufen werfen. 

Man leſe jenen Abſatz der Staatsgrundgeſetze, welcher die Grundlinien des 
künftigen Verwaltungsgerichtshofes bezeichnet, d. i. Alinea 2 des Art. 15 des Geſetzes 
über die richterliche Gewalt. „Es ſteht Jedermann frei — beißt es dort — feine Au⸗ 
ſprüche vor dem Verwaltungsgerichtshofe wider einen Vertreter der Verwaltungs⸗ 
bebörde geltend zu machen“. Auch dies ſind offenbar Anſprüche und zwar 
ſolche, die zur Austragung im ordentlichen Rechtswege nicht geeignet ſind; und den⸗ 
noch gehört deren Geltendmachung unzweifelhaft nicht vor das Reichsgericht. 

Die Verzögerung der Aetlvirung des Verwaltungegerichtehofes hat eine eigen⸗ 
thümliche Erſcheinung zu Tage gefördert. Parteien, welche durch was immer für eine 
Entſcheidung oder Verfügung der Verwaltungsbehörden ſich in ihren Rechten gekränkt 
erachten, belangen letztere vor dem Reichsgericht; die Regierung proteſtirt gegen deſſen 
Competenz und verweiſet die betreffenden Anfprüiche vor den Verwaltungsgerichtshof. Das 
Reichsgericht nichtsdeſtoweniger erklärt ſich competent und führt die Verhandlung durch. 

Die Motive dieſes Vorganges, wie ſie mit den bezüglichen Urtheilen publicirt 
wurden, halten ſich an den Buchſtaben des Geſetzes. „Das Klagebegehren beziehe ſich 
auf Anſprüche, welche unzweifelhaft zur Austragung im ordentlichen Rechtswege nicht 
geeignet ſeien“. Der Wortlaut des Art. 3 lil. a des Geſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 143 rede eben von ſolchen Anſprüchen“; auf die Natur derſelben komme 
es in der Competenzfrage nicht an, dieſe gehöre ichen in das Gebiet der 
meritoriſchen Verhandlung. 

Es mag mir geſtattet fein, wenigjtens de lege lerendu meine Bedenken gegen 
dieſe Interpretation des Geſetzes unverholen auezuſprechen. 

Der Begriff „Anſprüche“ bat im gemeinen Leben eine gar weite Greuze; gar 
Vieles wird als „Anſpruch“ bezeichnet, was das Recht vollkommen unbeachtet läßt, 
überhaupt jedes „Verlangendürfen“ curſirt unter dieſer Firma; ja noch mehr, wenn 
uur factiſch Jemand von einem Anderen elwas verlangt, redet der Sprachgebrauch 
von „Anſpruch“ als der bloßen Thatſache des Anſprecheus. 

Soweit nun die Competenz des Reichsgerichtes auszudehnen, daß es mit 
jeder Art Anſprüchen eines händelſüchtigen Bürgers gegen die Regierung behelligt 
werde, welche für den ordentlichen Richter zu ſchlecht ſind: dies ſcheint mir wohl durch. 
aus unſtatthaft. 

Mag man ſich aber auch beſchränken auf das Gebiet jener Anſprüche wider 
Staat oder Land, welchen das Recht bloß die civilrechtliche Klagbarkeit verſagt, im 
Uebrigen fie nicht vollſtändig zurückweiſend: jo könnte doch dieſes Gebiet ſeinem vollen 
Umfange nach nur alsdann dem Reichsgerichte überantwortet werden, wenn unſere 
Staaksgrundgeſetze von einem Verwaltungsgerichtshofe nichts 
wüßten. Der Dualismus dieſer zwei Gerichtshöfe iſt nun aber einmal da, ift eine 
geſetzlich gegebene Thatſache, mit welcher gerechnet werden muß; und hieraus erwächſt 
für den Inkerpreten des Geſetzes die Aufgabe, eine ſolche Auslegung zu finden, welche 
das Nebeneinanderbeſtehen, Nebeneinanderwirken der beiden Gerichtshöfe möglich macht. 

Formell kann dies nur auf die Art geſchehen, daß man zuvörderſt das weite 
Gebiet der Anfprüche des Einzelnen gegen die Geſammtheit durch Uuterſcheidung des 
vul gären Begriffes „Anſprüche“ in zwei verſchiedene tech niſchee Bedeutungen, in 
zwei Domänen untertheilt. 

In der einen derſelben wird das Reichsgericht herrſchen als Erkenntnißrichter; 
in der anderen theils der Verwaltungsgerichtshof, theils das Reichsgerichts als Caufal⸗ 
Verwaltungogerichtshof. 

In den Streitjachen der erſten Kategorie wird der Staat, das Land zur Zah⸗ 
lung, Leiſtung verurtheilt werden können; jene der zweiten werden lediglich eine Ent⸗ 
ſcheidung über die Exiſtenz oder Nichteriftenz einer beſtimmten Geſetzesverletzung zur 
Folge haben, wobei von einer Verurtheilung des Geklagten gar keine Rede ſein kann. 

Die Erkenntniſſe in den Streitſachen der erſteren Kategorie werden nöthigen⸗ 
falls durch Execution auf gerichtlichem Wege durchgeführt werden können; für jene 
der zweiten Kategorie gibt es naturgemäß keine andere Sanction als die Miniſterver⸗ 

Rantwortlichkeit einerſeits, und den verfaſſungsmäßigen Einfluß der Rathgeber der 
Krone auf das Gebahren der autonomen Landesbehörden andererſeits. 

Aus eben diefen Betrachtungen, im Zuſammenhauge mit dem Weſen des 
offentlichen Rechtes ergibt ſich der Schlüſſel zur meritoriſchen Löſung der Frage. 

Das öffentliche Recht gehört ſeinem Weſen nach voraus dem Staate an, 
und beſteht um des Staates willen. Alle Inſtituttouen des öffentlichen Rechts 
dürfen daher nicht ausſchließlich oder auch nur vornehmlich vom Standpunkte der 
durch eine Handlung der Staatsgewalt berührten Perſonen erwogen und entſchieden 
werden, ſondern vielmehr vorans nur von dem Geſichtspunkte des 
Staates. 

Unſere Frage alſo ſpitzt ſich eigentlich dahin zu: „In welchen Fällen von Anſprüchen 
Einzelner au die Geſammtheit iſt eine Cognition der Gerichte und eine Verurtheilung 
der Geſammtheit zur Zahlung (Leiſtung) mit dem Staatswohle vereinbar? — und 
iu welchen Fällen muß im Intereſſe einer geordneten Regierungsgewalt der Rechts⸗ 
ſchutz des Einzelnen durch die Gerichte darauf beſchränkt bleiben, daß dieſe nur den allfälli⸗ 
gen Irrthum der Verwaltungsbehörde in Betreff der Schranken des Geſetzes berichtigen? 

Die Antwort auf dieſe Fragen dürfte meiner Anſicht nach darin zu finden ſein, 
daß man die Diſtinction des Privatrechtes zwiſchen: „abſoluten, dinglichen Rechten“ 
einerſeits, und: „relativen, perſönlichen Forderungsrechten“ andererſeits per analogiam 
in das Gebiet des öffentlichen Rechtes überträgt. Perſönliche Rechte des Ein⸗ 
zelnen gegen die Geſammtheit, Staat oder Land, welche auf einer beſonderen 
obligatorüchen Thatſache beruhen — mit deren Entftehung zugleich De Geſammtheit 
als derjenige Gegner gegeben iſt, der fte verletzen kann — welche den Einzeluen und die Ge⸗ 
ſammtheit mit dem obligatoriſchen Nexus von Gläubiger und Schulduer umſchlingen. Dieſe 
mögen vor das Reichsgericht verwieſen werden. Alle auderen öffentliche recht⸗ 
lichen Anſprüche des Einzelnen an die Geſammtheit charakteriſiren ſich als quasi 
abſolute Rechte, gegenüber welchen aber — und dies ft die weſentliche Ver⸗ 
ſchledenheit vom Privakrechte — der Verwaltung innerhalb der geſetzlichen 
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gers gegen die Regierung behelligt werde, welche für den ordentlichen 
Richter zu ſchlecht ſind und will daher jetzt bei Gelegenheit der 
Schaffung der Verwaltungsgerichtsbarkeit dieſem entgegenarbeiten — 
aber ſo, daß auch der nicht händelſüchtige Bürger mit ganz wohl 
begründeten Rechtsanſprüchen ohne Rechtſchutz wäre. 

Man ſolle, meint derſelbe, die Diſtinetion des Privatrechtes in 
„abſolute dingliche Rechte und relative perſönliche Forderungsrechte“ 
auf das Gebiet des öffentlichen Rechtes übertragen und ſohin per⸗ 
ſönliche Rechte des Einzelnen, gegen die Geſammtheit, welche dieſe, 
als auf einer beſonderen obligatoriſchen Thatſache beruhend, mit dem 
obligatoriſchen Nerus von Gläubiger und Schuldner umziehen, dem 
Reichsgerich te zuweifen Falle anderem öffentlich-rechtlichen 
Anſprüche des Einzelnen an die Geſammtheit, gegenüber welchen 
der Verwaltung innerhalb der geſetzlichen Schranken gewöhnlich ein 
ziemlich weiter Spielraum übrig bleibt, dem Verwaltungsgerichte 
überlaſſen. Das Reichsgericht könne in den erſteren Fällen den Staa t 
zu einer Zahlung (Leiftung) verurtheilen, der Verwaltungsgerichtshof 
aber uur die Exiſtenz oder Nichtexiſtenz einer beſtimmten Geſetzesver⸗ 
letzung ausſprechen. Die Erkenntniſſe erſterer Art ſeien exeentionsfähig, 
für die letztere Art gebe es keine andere Sanetion als die Minifterverant- 
wortlichfeit einerſeits und den verfaſſungsmäßigen Einfluß der Rath⸗ 
geber der Krone auf das Gebahren der autonomen Landesbehörden. 
Verfaſſer motivirt dieſe Vorſchläge damit, daß es das Jutereſſe des 
Staates nicht zulaſſe, daß den Gerichten in den Fällen, wo abſolute 
öffentliche Rechte vorliegen, mehr geſtattet wird, als den allfälligen 
Irrthum der Verwaltungsbehörde in Betreff der Schranken des Ge— 
ſetzes zu berichtigen. 

Ich will abſehen davon, daß, wo ſich bereits Geſammtheit und 
Einzelne gegenüberſtehen, von abſoluten Rechten nicht mehr die Rede 
fein kann, muß aber darauf hinweiſen, daß dann nicht bloß das Reichs⸗ 
gericht eine große Zahl Fälle mehr eutſcheiden müßte, als jetzt, ſondern 
auch, was viel entſcheidender iſt, eine große Reihe von ſehr wichtigen 
Fällen ganz ohne Rechtsſchutz wäre, wo es ſich nämlich nicht um 
eine obligatoriſche Thatſache oder nicht eine Leiſtung von Seite des 
Staates (Landes), ſondern um eine Forderung desſelben an den Ein⸗ 
zelnen handelt, wie beiſpielsweiſe alle Fälle der Wehrpflicht — der 
Beſteuerung, der Gemeindebürgerſchaft, der Heimatsberechtigung u. 1. 
w., u. ſ. w. 

Der Verwaltungsgerichtshof wäre aber nach dieſem Vorſchlage 
ein Organ, welches durchaus keinen vollkommenen Rechtſchutz bieten, 
ſondern die Sache halb entſcheiden und halb auf den weiteren Be⸗ 
ſchwerdeweg verweiſen würde. 

Die Entſcheidung eines Streites auf dieſem Gebiete wird aller- 
dings ſich ſehr oft darauf beſchränken müfſen, die Adminiſtration bloß 
in die geſetzlichen Schranken zurückzuweiſen und auszusprechen, daß 
das öffentliche Recht des Klägers, beziehungsweiſe das Geſetz verletzt 
wurde, wo eben der Adminiſtration innerhalb der geſetzlichen Schranken 
ein Spielraum gewährt iſt und Diele in verſchiedener Weiſe verfügen 
kann. 

Ju anderen Fällen wird aber das Verwaltungsgericht ganz be⸗ 
ſtimmt ſich über das Recht ſelbſt ausſprechen können. 

Nehmen wir als Beiſpiel den Fall, daß die Adminiſtrativbe⸗ 
hörde in allen Inſtauzen ein Geſuch um die Bewilligung zur Aus⸗ 
übung eines conceſſionirten Gewerbes aus dem Grunde zurückweist, 
weil die Localverhältniſſe es nicht geſtatten, während bei der in Frage 
gekommenen Art von Gewerben (3. B. beim Baugewerbe § 16, 3. 7 
und § 18 Gewerbegeſetz) die Localverhältniſſe ganz unentſcheidend find, 
ſo kann das Verwaltungsgericht, wenn ſonſt die geſetzlichen Erforder⸗ 


Schranken gewöhnlich eln ziemlich weiter Spielraum offen bleibt. Dieſe letzteren An⸗ 
ſprüche alſo laſſen einen Richterſpruch nur in To weit zu, als es ſich um Zurückweiſitng 
der Verwaltungsbehbrden in die Schranken des Geſetzes handelt; fie bilden die 
Domäne des Verwaltungsgerichtshofes. j 

Dies meine beſcheidene Anſicht, die man ganz oder theilweiſe geceptiren, viel: 
leicht belächeln mag; jo viel aber dürfte Jedermann zugeben, daß irgend eine 
Löſung der Frage endlich einmal gebracht werden muß. Der Anlaß hiezu bietet ſich 
bei der Einſetzung des Verwaltungsgerichtshofes und die hohe Regierung würde ſich 
wohl einer argen Täuſchung hingeben, wenn ſie glauben ſollte, durch taxative Auf⸗ 
zählung der Agenden des Verwaltungsgerichtshofes in allen nicht aufgezählten Fällen 
ihre Verwaltungsacte gegen die Anfechtung der Parteien geſichert zu haben. Gerade 
das Gegentheil. In allen übrigen nicht aufgezählten Fällen würden die Partelen ihre 
Auſprüche vor das Reichsgericht bringen, und dies mit noch beſſerer Begründung als 
jetzt, wo man ihnen mindeſtens die präſumtive Competenz des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes entgegenhalten kann.“ ö 
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niſſe vorhanden find, direct ausjprecpem, daß der Stläger zur Ausübung] Beträge anzubringen, welche er nach ſeiner Angabe mit der gräflich 


des Gewerbes zugelaſſen werden müſſe. 

Wenn aber in demſelben Falle die Admintſtratiobehörden das 
Geſuch deßhalb zurückweiſen, weil der Bewerber wegen eines Ver⸗ 
brechens verurtheilt wurde, ohne die näheren Umſtände der Verurthei⸗ 
lung zu erheben, aus welchen entnommen werden kann, ob ein Miß⸗ 
brauch des Gewerbes zu beſorgen ſei ($ 7 Gewerbegeſetz), To wird das 
angerufene Verwaltungsgericht nur ausſprechen können, daß die Ad⸗ 
miniſtrativbehörden das Geſetz dadurch verletzt baben, daß fie ohne 
den nothwendigen Thatbeſtand entſchieden haben. 

Auf Grund der ſohin eingeleiteten Erhebungen hat die Admi⸗ 
niſtrativbehörde neuerlich zu entſcheiden und wenn fie abermals das 
Geſuch abweist, fo findet lediglich der Beſchwerdeweg ftatt, weil die 
Beurtheilung der perſönlichen Vertrauenswürdigkeit Sache der Ge⸗ 
werbsbehörde bleiben muß und ein Recht, bei vorliegender Beurthei⸗ 
lung als vertrauenswürdig augeſehen zu werden, nicht beſteht. 

Was die Bemerkungen des Verfaſſers zu Art. 3, lit. b betrifft, ſo 
muß ich die Beſchränkung des Begriffes der politiſchen Rechte, welche 
der Cognition des Reichsgerichtes unterliegen, nur auf jene Fälle, 
welche die mittelbare oder unmittelbare Theilnahme der Staatsbürger 
au der Geſetzgebung und öffentlichen Verwaltung zum Gegenſtande 
haben, als geradezu gegen die Tendenz des Geſetzes gerichtet bezeich⸗ 
nen, welches (wie aus Alinea 48 der. Motive zu erſehen), die durch 
die Staatsgrundgeſetze gewährleiſteten politiſchen Rechte als Object 
des Reichsgerichtes erklärt wiſſen wollte. 

Der Vorwurf, der ſohin darin liegt, daß das Reichsgericht 
über das Vereins- und Verſammlungsrecht geurtheilt hat, ſcheint mir 
unherechtigt. 

Selbſtverſtändlich muß hier ein wirkliches coneretes Recht, nicht 
bloß ein Grundſatz der Geſetzgebung, wie viele Beſtimmungen der 
Staatsgrundgeſetze enthalten, verletzt worden ſein. 


Mittheilungen aus der Rraris. 


Entſchädigungsanſprüche wegen erlittener Wildſchäden müſſen bei 
der politiſchen Behörde zu einer Zeit verfolgt werden, wo fie noch 
ſichtbar find. 


Anton H. machte bei der Bezirkshauptmannſchaft St. V. proto⸗ 
kollariſch die Anzeige, daß ihm im Monate October das Hochwild 
aus den gräflich Ch.'ſchen Revieren ſeinen Hafer theils abgefreſſen, 
theils zertreten habe. Er habe dreimal den Wildſchaden beim gräflichen 
Oberförſter angemeldet, diefer habe auch dann einen Jäger und einen 
Schätzmann zur Erhebung des Schadens auf ſeinen Grund geſchickt. 
Von dieſen jet zweimal der zugegangene Schaden erhoben worden und 
habe Anzeiger ſich auf die Schadenerſatzbeträge pr. 10 fl. und 16 fl. 
verglichen. Der Oberförſter wolle nun dieſe im Vergleichswege ver⸗ 
einbarten Schadenerſatzbeträge nicht leiſten. Leider könne jetzt der 
Schaden auf dem Acker nicht mehr erhoben werden, weil der Hafer 
bereits in die Scheune gebracht und jede Spur am Acker unſichtbar 
geworden iſt. Doch habe Anzeiger zur Zeit jener Schadenserhebung 
auch drei Nachbarn zur Beſichtigung des Schadens beigezogen und 
zwar: den Bartlmä S., den Johann R. und den Jobann H., alle 
drei in St. O. Die Bezirkshauptmannſchaft wolle nun die Verfügung 
treffen, daß Kläger zu ſeinem Schadenerſatze gelange wenngleich jetzt 
eine nachträgliche Schadenerhebung wegen der abhanden gekommenen 
Spuren nicht mehr möglich ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft St. V. erledigte dieſe Eingabe, wie 
nachſteht: 

„Die Bezirkshauptmannſchaft, welche zwar in Gemäßheit des 
Mintſterial⸗Erlaſſes vom 14. Juli 1859, Nr. 128 R. G. Bl. zur 
Erhebung und inſtanzmäßigen Entſcheidung aller Wildſchaden⸗Erſatz⸗ 
anſprüche ausſchließend berufen erſcheint, iſt im vorliegenden Falle, 
wo die Spuren der Beſchädigung an Ort und Stelle nicht mehr 
ſichtbar ſind, nicht mehr in der Lage, über den begehrten Erſatzanſpruch 
zu entſcheiden. Es bleibt jedoch dem Geſuchſteller unbenommen, bei 


dem Bezirksgerichte die Schadenerſatzklage rückſichtlich derjenigen! 


Ch.ſchen Rentverwaltung zu E. vereinbart hat“. 

Gegen dieſes Erkenntniß recurrirte Anton H. und bemerkte unter 
Anderem: Die Verweisung vor das Gericht ließe ſich rechtfertigen, 
wenn er ſich bezüglich des Wildſchadens mit dem Oberförſter als Ver⸗ 
treter des Jagdberechtigten ausgeglichen hätte und ſomit durch einen 
förmlichen Vergleich ein neues Rechtsverhältniß begründet worden 
wäre; dieſes ſei aber nicht der Fall, denn er habe ſich nur mit dem 
Jäger und dem Schätzmaune ausgeglichen, d. h. ſich mit dem vom 
Schätzmanne ausgeſprochenen Schaden zufriedengeſtellt. 

Die Bezirkshauptmaunſchaft bemerkte in dem Einbegleitungs⸗ 
berichte, daß ihr Erkenntniß ſich auf den noch zu Recht beſtehenden 
§ 15 des Jagdpatentes vom 18. Februar 1786 ſtütze. Laut dieſes 
Paragraphes ſeien die Wildſchäden zur Zeit, da ſie noch ſichtbar 
jetem und beurtheilt werden können, der Obrigkeit anzuzeigen. Die 
Obrigkeit habe ſohin durch unparteiiſche Männer aus der nämlichen 
oder nächſten Gemeinde dieſelben ſchägen zu laſſen und um deren 
Beſichtigung bei dem Kreisamte anzulangen. Mit Rückſicht auf dieſe 
noch immer maßgebende Beſtimmung und den Miniſterialerlaß vom 
14. Juli 1859, 3. 128 R. G. Bl., welcher die Competenz der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft zu dieſen für Obrigkeit und Kreisamt normirten 
Amtshandlungen, aber auch nur dieſe Competenz feſtſtelle, bleibe es 
außer Zweifel, daß die Schadeuserhebung nur durch einen Localaugen⸗ 
ſchein unter Intervention der Bezirksbehörde oder allenfalls von Dele⸗ 
girten derſelben ſtattzufinden habe und daß die Erhebung des Schadens 
durch nachträgliche Zeugeneinvernehmung geſetzlich unſtatthaft ſei. 

Die Landesftelle jedoch gab dem Recurſe Folge, hob das erſte 
Erkenntniß auf, ordnete die Reaſſumirung der Verhandlung an und 
fügte ihrer Entſcheidung nachfolgende Motive bei: 

„Durch das Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft wurde An⸗ 
ton H. mit feinen Anſpruche auf Erſatz des durch die gräflich Ch. 'ſche 
Jagd erlittenen Schadeus abgewieſen, weil die Spuren der Beſchaͤdi⸗ 
gung an Ort und Stelle nicht mehr ſichtbar find und die politiſche 
Behörde deßhalb nicht mehr in der Lage iſt, über den begehrten Erſatz 
zu entſcheiden. H. hat aber ſowohl in ſeinem protokollariſchen Geſuche als 
in feinem Recurſe die Behauptung aufgeftellt, daß der vom Wilde 
der gräflich Ch.ſchen Jagd feinem Hafer zugefügte Schaden zweimal 
von einem vom Oberförſter K. abgeſendeten Förſter und von einem 
Schätzmanne erhoben und daß in zwei Fällen für dieſen Schaden ein 
beſtimmter Vergütungsbetrag vereinbart wurde und hat Recurrent für 
die Richtigkeit ſeiner Angaben ſowohl bezüglich der Hoͤhe des Schadens, 
als in Betreff der in zwei Fällen vereinbarten Vergütung die Grund⸗ 
beſitzer Bartimä S., Johann R. und Johann H, als Augenzeugen, 
ſowie die zwei oberwähnten Forſtmänner namhaft gemacht. Nach der 
Miniſterialverordnung vom 14. Juli 1859, R. G. Bl. Nr. 128 
iſt die politiſche Behörde zur Erhebung und inſtanzmäßigen Euſſchei⸗ 
dung aller Wildſchadenerſatzanſprüche berufen, dieſe Miniſterialentſchei⸗ 
dung beſtimmt jedoch nicht, daß die Erhebung und Feſtſtellung des 
Schadens nur im Wege des Localaugenſcheines geſchehen kann. Dte 
Erhebung des Schadens und die Entſcheidung über die Erſatpflicht 
desſelben kann auch auf Grund eines Zeugenbeweiſes erfolgen. Die 
Bezirksbauptmannſchaft war daher im gegenwärtigen Falle berufen 
die vom Kläger bezeichneten Perſonen einzuvernehmen, um moͤglicher⸗ 
weife den wirklichen Sachverhalt, ſowohl bezüglich der Höhe des 
Schadeus, als in Betreff des vom Recurrenten behaupteten Abſchluſſes 
eines diesbezüglichen Vergleiches feſtzuſtellen und dann erſt auf Grund⸗ 
lage dieſes Sachverhaltes die eigene Eukſcheidung zu fällen.“ 

Dagegen recurrirte wieder Graf Ch. und beantragte Herſtellung 
der erſten Entſcheidung. 

Das Miniſterium des Innern beſtätigte darauf unterm 30. März 
1872, 3. 2641 das bezirkshauptmannſchaftliche Erkenntniß und gab 
dem Recurſe des Grafen Ch. Folge, „weil Anton H. ſeinen Anſpruch 
zu einer Zeit ſtellte, als der Wildſchaden von der politiſchen Behörde 
nicht mehr erhoben werden konnte und weil, inſoweit er ſeinen Anspruch. 
aus einem abgeſchloſſenen Vergleiche ableitet, dieſer Anſpruch, als auf 
einem Titel des Privatrechtes beruhend zur Competenz des Civil⸗ 
richters gehört.“ 5 E—e. 


Die politiſche Behörde iſt nicht berechtigt, in Rückſicht auf Publi⸗ 

cationen in Journalen ein polizeiliches Verbot mit den Rechtsfolgen 

des § der kaiſerl. Verordnung vom 20. April 385, N. G. Bl. 
Nr. 96 zu erlaſſen. 


Der Verwaltungsrath der Schule in B. hatte um die Bewil⸗ 
ligung angeſucht. daß zu Gunſten dieſer Schule eine öffentliche Samm⸗ 
lung eingeleitet werde, wurde aber mit ſeinem Geſuche vom Miniſte⸗ 
rium des Innern abgewieſen. Da nun die Zeitſchrift „G. N.“ Auf⸗ 
forderungen zur Sammlung für fragliche Schule, ſo wie Notizen über 
eingegangene Sammlungsbeträge brachte, ſo hat der Polizeidirector 
der Redaction dieſer Zeitſchrift den Auftrag gegeben, daß fe weitere 
Aufforderungen zur fraglichen Sammlung und Notizen über das Er- 
gebniß derſelben unterlaſſe, falls ſie ſich nicht den im Geſetze vorge— 
ſehenen üblen Folgen ausſetzen wolle. 

Nachdem die Zeitſchrift „G. N.“ nach Erhalt dieſer Aufforde⸗ 
rung die erwähnten Notizen in zwei weiteren Blättern wieder brachte, 
hat die Polizeidirection, hierin die Uebertretung eines ämtlichen Ver⸗ 
botes im Sinne des § 7 der kaiſerl. Verordnung vom 20. April 
1854, R. G. Bl. Nr. 96 erblickend, gegen den Redacteur der Zeit⸗ 
ſchrift die Strafamtshandlung nach dieſer kaiſerl. Verordnung einge⸗ 
leitet und denſelben zu einer Strafe von 10 fl. verurtheilt. 

K. geſtand bei den gepflogenen Strafverhandlungen, daß er um- 
geachtet der erwähnten Aufforderung der Polizeidirection die von ihr 
beanſtändeten Notizen in das Blatt aufnahm, weigerte ſich aber irgend 
eine Rechtfertigung zu geben, weil er die Polizeidirection zu einer 
ſolchen Verhandlung nicht als competent erachtete. 

Im Recurſe wendete der Verurtheilte ein, daß der von ihm 
nicht befolgte Auftrag der Polizeidirection eine Präyentivmaßregel ſei, 
welche eine Verletzung der in Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142 gewährleiſteten Preßfrei⸗ 
heit begründet und daß mit Rückſicht auf den $ 1 des Geſetzes vom 
17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 7 de 1863, betreffend das 
Verfahren in Preßſachen, wonach das Strafrichteramt in ſolchen Fällen 
ausſchließlich den Gerichten zuſteht, die Polizeidirection durch die 
Strafamtshandlung ihren Wirkungskreis überſchritten habe, daher das 
von ihr erlaſſene Straferkenntniß als ungeſetzlich zu betrachten ſei und 
daß endlich in Anbetracht dieſer geſetzlichen Beſtimmungen die An⸗ 
ordnungen des § 7 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 ge⸗ 
genüber der Preſſe als behoben anzuſehen und ſomit von den poli⸗ 
tiſchen und polizeilichen Behörden gar nicht mehr in Anwendung zu 
bringen ſeien. 

Die Statthalterei hat das polizeiliche Straferkenntnutß beſtätigt. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 31. 
März 1872, 3. 4439 die Erkenntniſſe der Unterbehörden als unge⸗ 
ſetzlich behoben, „weil es mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des 
Preßgeſetzes vom 17. December 1862 und des Staatsgrundgeſetzes 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger vom 21. December 
1867, Art. 13, Alinea 2 nicht im Wirkungskreiſe der politiſchen und 
polizeilichen Behörden liegt, ein Verbot, wie es in dieſem Falle vor⸗ 
liegt, an die Zeitungsredaction zu erlaſſen, dieſem Verbote ſomit die 
im § 7 der kaiſerl. Verordnung vom 20. April 1854 vorgeſehenen 
Rechtsfolgen nicht beigemeſſen werden können, und weil überdies zu 
einem Strafverfahren gegen die Preſſe nach den Beſtimmungen des 
Verfahrens in Preßſachen nur die Gerichte berufen find“. 8. 


Verordnungen. 


(Erlaß des k. k. Finauzminiſteriums vom 9. April 1872, Z. 32.652, betreffend 
die Erwerbſteuerbemeſſung in Orten, wo die Bevölkerungszahl nach der letzten 
Volkszählung ſich geändert hat. 


Ueber vorgekommene Anfragen wegen Vornahme der Erwerbſteuerbemeſſungen 
aus Anlaß der in Folge der letzten Volkszählung in einzelnen Orten conſtatirten 
Aenderungen in der Bevölkerungszahl wird eröffnet, daß die der Erwerbſteuer unter⸗ 
liegenden auf den Localbedarf ſich beſchränkenden Unternehmungen, für welche bei 
Feſtſetzung der Erwerbfteuerelaſſe die Zahl der Ortsbevölkerung maßgebend iſt, in 
jene Erwerbſteuerelaſſe einzureihen find, welche der Zahl der durch die Volkszählung 
am 31. December 1869 erhobenen Ortsbevölkerung entſpricht. 
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Auf die derzeit ſchon beſtehenden Unternehmungen hat die durch dieſe Auord⸗ 
nung bedingte eventuelle Aenderung in dem Ausmaße der Erwerbſteuer vom 1. Jänner 
1872 in Wirkſamkeit zu treten. 

Bei der Durchführung dieſer Anordnung iſt jedoch mit aller Umſicht zu Werke 
zu gehen, damit jede begründete Beſchwerde von vorneherein ſchon möglichſt hintange⸗ 
halten bleibe. 

Es bedarf übrigens wohl nicht einer beſonderen Hinweiſung, daß bei den 
anderen, nämlich den nicht auf den Localbedarf ſich einſchränkenden Unternehmungen 
die Bevölkerungszahl der einzelnen Orte für die Bemeſſung der Erwerbſteuer nicht 
maßgebend iſt und daher letztere in vorkommenden Fällen ohne Rückſicht auf die Be⸗ 
völkerungszahl des Betriebsortes nach wie vor in die dem Betriebsumfange eutſprechen⸗ 
den Erwerbſtenerelaſſen zu reihen fein werden. . 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im k. k. Finanzminiſterium Dr. Joſeph 
Bezeeny den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben den bei der Donau⸗Regultrungs⸗Commiſſion in Wien in 
Verwendung ſtehenden Miniſterialſeeretär Auguſt Freih. v. Plappart zum Statt- 
haltereirathe II. Claſſe extra statum ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialſeeretär II. Claſſe im Miniſterium des 
Innern Wilhelm Reder eine Mintſterialſeeretärsſtelle I. Claſſe, dem daſelbſt mit 
Titel und Rang eines Miniſterialſecretärs bekleideten Miniſterialconcipiſten Engelbert 
Riepl eine Miniſterialſecretärsſtelle II. Claſſe und dem im genannten Miniſterium 
in Verwendung ſtehenden Statthaltereiconeipiſten Auguſt Ritter v. Wotawa tarfret 
den Titel und Rang eines Miniſterialſecretärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Umwandlung des bisherigen Conſulates in Rotterdam 
in ein Viceconſulat genehmigt und den Handelsmann Hendrik van Vollenhofen 
zum unbeſoldeten Viceconful daſelbſt ernannt. 

Se. Majeftät haben dem Statthaltereirathe Mathias Rotky in Prag das 
Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Oskar Schießler in Bruck 
a. d. Mur das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem proviſoriſchen Oberfinanzrathe der u. ö. Finanzpro⸗ 
curatur Dr. Moriz Ender und dem Miniſterialſecretär Andreas Baumgartner 
ſyſtemiſirte Sectionsrathsſtellen, dann dem Miniſterialſecretär im Reichsfinanzmini⸗ 
ſterium Anton Ritter v. Niebaner, dem Finanzſecretär mit Titel und Charakter 
eines Miniſterialſecretärs Ignaz Mayer und den Miniſterialconcipiſten mit Titel 
und Charakter von Miniſterialſecretären Emil Chertek und Karl Kleinratb. 
ſyſtemiſirte Miniſterialſecretärsſtellen im Finanzminifterium verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem im Finanzminiſterium in Verwendung ſtehenden 
Vicedirector der Bergwerksproducten⸗Verſchleißdirection Georg Walach tarfrei den. 
Titel und Charakter eines Oberbergrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem erſten Oberamtscontrolor des k. k. Hauptzollamtes⸗ 
in Wien Ferdinand Piskorſch tarfrei den Titel eines kaiſ. Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Finanzbezirksdireckor in Wien Hofrath Karl von 
Orosz zum Vicepräſidenten der u. ö. Finanzlandesdirection ernannt und dem erſten 
Oberfinanzrathe dieſer Finanzlandesdirection Anton Barchetti den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den erſten Oberfinanzrath bei der Finanzlandesdirection 
in Graz Joſeph Friedrich Ott zum Finanzbezirksdirector in Wien mit Titel und 
Charakter eines Hofrathes ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfin anzrathe der n. ö. Finanzlandesdirection 
Ignaz Freih. v. Buſchmann eine Oberfinanzrathsſtelle I. Claſſe verliehen, die 
Ueberſetzung des Oberfinanzrathes bei der Finanzlandesdirection in Prag Ludwig 
Ritter v. Nadherny in gleicher Eigenſchaft zur Finanzlandesdirection in Wien 
genehmigt und die Finanzräthe und Finanzbezirksdireckoren Adolf Wagner in Stein 
und Joſeph Jariſch in Korneuburg zu Oberfinanzräthen bei der letztgedachten. 
Finanzlaudesdirection ernannt. 

Se. Majeſtät haben den bisherigen Hof: und Miniſterialrath in a. o. Ver⸗ 
wendung bei dem gemeinſamen Miniſterium des Aeußern, geh. Rath Roger Freih. v. 
Aldenburg den Titel und Charakter eines a. o. Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſters tarfrei verliehen. ö 

Se. Mafeſtät haben dem Director der Reichscentraleaſſe Regierungsrathe 
Heinrich Edlen v. Meyer den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämterdirectionsadjuncten im Finanzminiſterinur 
Anton Grohmann das goldene Verdienftkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Secretär Ihrer kaiſ. Hoheit Erzherzogin Sophie, 
55 5 e Franz Zehkorn den Orden der eifernen Krone III. Cl. taxfret 
verliehen. 


Erledigungen. 


Lottoamtsverwalters⸗ und Caſſiersſtelle III. Claſſe beim Lottvamte in Linz 
mit 1155 fl. Jahresgehalt und Naturalwohnung, eventuell auch Holz⸗ und Lichtde⸗ 
putat, bis Ende Mat. (Amtsbl. Nr. 112). f 

Coneipiſtenſtelle bei der böhm. Statthalterei für den Dienſt des k. k. Landes⸗ 
ſchulrathes in Böhmen mit 1000 fl. eventnell 800 fl., bis 28. Mai. (Amtsblatt 
Nr. 114). 

Zwei Rechnungsofficialsſtellen III. Claſſe bei der nieder⸗öſterr. Finanzlandes⸗ 
direction mit je 500 fl. Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis 20. Juni. (Amtsblatt 
Nr. 112). 

Geometerſtelle bei den Vermeſſungen, anläßlich der Grundſteuerregelung im 
Herzogthume Salzburg mit 3 fl. Taggeld, bis 25. Mai. (Amtsbl. Nr. 111). 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


